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VORWORt

im Rahmen der unterrichtsbegleitenden Bildungsarbeit bietet die DGB-
Jugend Nord den sechsstündigen projekttag „Demokratie und Mitbestim-
mung“ an. Mit unserem Bildungsansatz verfolgen wir dabei das ziel, junge
Auszubildende dort abzuholen, wo sie stehen. Durch das Anknüpfen an der
Lebens- und Ausbildungsrealität und den einsatz vielfältiger Methoden eröff-
nen wir neue perspektiven und wecken interesse für oftmals als langweilig
empfundene themen.

Wenn sie dieses Heft in den Händen halten, planen sie wahrscheinlich die
Durchführung eines projekttages oder haben ihn mit ihrer Klasse bereits
erlebt. Damit die projektarbeit eine größere Nachhaltigkeit entfalten kann,
bieten wir ihnen mit diesem Heft verschiedene Materialien und ideen für
ihre eigene Arbeit rund um den projekttag an. Für ihre schülerinnen und
schüler steigt so der Lerneffekt, da der projekttag nicht nur als besonderes
einzelerlebnis in positiver erinnerung bleibt, sondern thematisch in den
unterrichtsalltag eingebettet wird.

Die inhalte sind so gewählt, dass sie den Lehrplan an verschiedenen stellen
ergänzen. Dabei geht es - ähnlich wie im projekttag - neben der Verdeutli-
chung von gesellschaftlichen zusammenhängen auch um das Aufzeigen von
Handlungsoptionen für den beruflichen Alltag. so sollen die schülerinnen
und schüler zur aktiven teilhabe und Mitgestaltung ihres Arbeitslebens
angeregt werden.

Wir hoffen, dass dieses Heft sie ganz praktisch in der Vor- oder Nachberei-
tung eines projekttages unterstützt und wollen damit die Grundlage für eine
langfristige und nachhaltige zusammenarbeit zwischen ihnen, ihrer schule
und der DGB-Jugend Nord legen.

sollten sie weitere Fragen, ideen und Wünsche haben, stehen wir ihnen
jederzeit gerne unter den im impressum angegebenen Kontaktmöglichkei-
ten zur Verfügung.

ps: Die digitale Version dieses Heftes erhalten sie über unsere internetseite
https://jugend-nord.dgb.de.

VORWORt

I h r e DGB-J u g e n d N o r d
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AuF BAu

AuFBAu Des HeFtes

Damit sie sich einen Überblick über den Aufbau und Ablauf des

projekttages „Demokratie und Mitbestimmung“ verschaffen können,

haben wir eine Beschreibung der wesentlichen inhalte an den Anfang

dieses Heftes gestellt.

Daran anschließend finden sie unseren 90-minütigen unterrichtsentwurf,
der anhand verschiedener Methoden in das thema der kollektiven Mitbe-
stimmung einführt. Die damit verbundenen Lernziele knüpfen an die jewei-
ligen Lehrpläne für berufliche schulen an. Darüber hinaus lassen sich die
themen aber auch fächerübergreifend anwenden.

unser unterrichtsentwurf folgt dem didaktischen Dreischritt: Orientierung -
Analyse - Handlung.

Dieser schritt schafft einen thematischen einstieg. Durch die Wahl eines nicht
alltäglichen Beginns, bspw. durch eine veränderte sitzordnung oder eine
spielerische Übung, wird das interesse der schülerinnen und schüler für das
thema geweckt und sie erhalten eine Vorstellung über den Verlauf der
stunde.

in der sich anschließenden Analysephase wird das thema vertieft. unter ein-
bezug der erfahrungen und des Vorwissens der schülerinnen und schüler
werden die zentralen Aspekte durch verschiedene p erspektiven und Frage-
stellungen herausgestellt.

Aus den erkenntnissen der Analysephase werden Handlungsoptionen abge-
leitet. Die schülerinnen und schüler werden sich ihrer eigenen position
bewusst und erkennen mit dem thema verbundene probleme und Konflikte.
Darauf aufbauend, entwickeln sie alternative Modelle und Handlungsan-
sätze und wissen um ihre eigenen Handlungs- und partizipationsmöglich-
keiten. ein wichtiger punkt dieser phase ist es, den schülerinnen und schü-
lern zu vermitteln, an welchen stellen ihnen das neu Gelernte weiterhilft
und welche Bedeutung es im Alltag haben kann.

2

3

OriENtiEruNg

aNalysE

HaNdluNg
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M etH ODeN

Für jede Methode gibt es eine Vorlage. in ihr werden alle erforderlichen Rah-
menbedingungen, wie bspw. zeit- und Materialbedarf, angegeben sowie
Anlagen und benötige Kopiervorlagen aufgeführt. in der Vorlage wird
außerdem benannt, mit welchem thematischen Aspekt sich die Methode
befasst, welche ziele erreicht werden sollen und wie die Methode durchge-
führt werden kann.

Positive lernbedingungen

in der Konzeption unserer projekttage haben wir gute erfahrungen damit
gemacht, neben inhaltlichen Aspekten stets auch die Lernbedingungen zu
berücksichtigen und positiv zu gestalten. Dem liegt ein Bildungsverständnis
zugrunde, das Lernen als Weltaneignung versteht, welche auf verschiedenen
ebenen und in interaktion geschieht.

Die Rahmenbedingungen des Lernens sind für einen produktiven Lernpro-
zess daher bestmöglich zu gestalten. Wir möchten sie dazu einladen, durch
die Veränderung der Rahmbedingungen eigene erfahrungen zu sammeln.
Neue impulse können sie bspw. setzen durch:

· Auflockerung der sitzordnung durch einen stuhlhalbkreis,

· Wechsel zwischen der eher passiven Rolle der schülerinnen und schüler
während eines Lehrvortrages und der aktiven Rolle während einer prä-
sentation oder Diskussion,

· Veranschaulichung der inhalte durch die Wahl von geeigneten Metho-
den,

· gegenseitige Rückmeldungen in Form eines Feedbacks.

Auch das eigene Kommunikationsverhalten und das der Gruppe untereinan-
der prägen die Lernatmosphäre und den Lernprozess entscheidend mit.
Gelingt es, ein respektvolles Miteinander zu schaffen, wirkt sich dies häufig
positiv auf die Lernbereitschaft aus. eine respektvolle Lernatmosphäre meint
dabei nicht nur einen höflichen umgang miteinander, sondern vor allem
einen von Offenheit und Meinungsvielfalt geprägten Austausch ohne tabus.
Auf diese Weise ist die Annäherung an unterschiedliche, auch abweichende,
positionen möglich.

MetHODeN

w i c h t i g !
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p ROJeKt tAG:  G R OBABLAuF

Nachfolgend möchten wir ihnen einen Überblick über den Ablauf unseres pro-
jekttages geben. Dadurch können sie die behandelten themen nachvollzie-
hen und ihre unterrichtsgestaltung darauf abstimmen. Da unsere Referentin-
nen und Referenten den projekttag an die Gegebenheiten der Klasse anpas-
sen, sind kleinere Abweichungen in der Durchführung durchaus möglich.

DeR  pR O JeK t tA G

Einstieg in den tag

· Kennenlernen und erste inhaltliche Verortung

· erarbeitung des „Hochhauses der Möglichkeiten“ als modellhaftes
Abbild unserer Gesellschaft

die gesellschaft und ich

· Verdeutlichung der ungleichen Vermögensverteilung innerhalb der
Gesellschaft

· Modellhafte Betrachtung eines durchschnittlichen Arbeitstages

· Herausarbeiten der unterschiedlichen interessen von Arbeitnehmerin-
nen/ Arbeitnehmern und unternehmen in Bezug auf die Arbeitsgestal-
tung

GROBABLAuF

1. BlOck

DEMOKRATIE UND
MITBESTIMMUNG

!
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pROJeKt tAG:  GROBABLAuF

unterschiedliche interessen

· Gegenüberstellung der gesammelten interessen und Ableitung des inte-
ressengegensatzes

· Vorstellung von Gesetzen und tarifverträgen als Regelungsinstrumente
der unterschiedlichen interessen

· Vertiefender einblick in inhalte und entstehung von tarifverträgen

Probleme in der ausbildung

· sammlung von ausbildungs- und berufsbezogenen problemen der schü-
lerinnen und schüler

· Klärung von arbeitsrechtlichen Grundlagen

· erarbeitung erster schritte zum umgang mit den gesammelten proble-
men

interessenvertretungen

· Aufgaben und Rolle von betrieblichen und schulischen interessenvertre-
tungen

· Aufgaben und Forderungen von Gewerkschaften als sozialpartner 

solidarität gewinnt

· spielerisches erproben von solidarischem Verhalten innerhalb des
Berufslebens

· tageszusammenfassung und Auswertung

3. BlOck

2. BlOck
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p ROJeKt tAG:  D e tAiLABLAuF

DetAiLLieRteR ABLAuF

Der projekttag „Demokratie und Mitbestimmung“ beginnt mit einem auf -
lockernden Kennenlernen der schülerinnen und schüler. Durch eine positio-
nierung werden vorhandene unterschiede und Gemeinsamkeiten in Bezug
auf den Ausbildungsplatz veranschaulicht.

Anschließend wird mit dem „Hochhaus der Möglichkeiten“ ein zentraler
Bestandteil des projekttages eingeführt. Dahinter steckt ein vereinfachtes
Modell zur analytischen Beschreibung der deutschen Gesellschaft. Die schü-
lerinnen und schüler erkennen in der Auseinandersetzung mit dem Hoch-
hausmodell die hierarchische Gliederung der Gesellschaft und mit Geld,
Macht und privilegien verbundene Aufstiegschancen. zum Abschluss der
Betrachtung verorten sie sich innerhalb des Hochhausmodells und erhalten
so einen ersten eindruck zu Möglichkeiten und Grenzen ihrer eigenen
Lebensumstände.

im nächsten schritt beschäftigen sich die schülerinnen und schüler mit der
Verteilung des privatvermögens innerhalb Deutschlands. Deutlich wird, dass
das Vermögen sehr ungleich verteilt ist. Die ursachen werden beleuchtet
und Möglichkeiten einer gerechteren Vermögensverteilung werden mit den
schülerinnen und schülern diskutiert.

im weiteren Verlauf wird mit Kreppband ein Wohnungsgrundriss auf den
Boden geklebt. Die einzelnen Räume stehen exemplarisch für die Lebens-
bereiche (Ausbildung und Arbeit, Freizeit, Familie, Freunde etc.) der Auszu-
bildenden. Aufgabe ist es, durch zeitkarten abzubilden, wie viel zeit die
schülerinnen und schüler für die einzelnen Lebensbereiche täglich zur Ver-
fügung haben. Dabei wird deutlich, dass Arbeit nur ein Aspekt des Lebens ist
und Lebensqualität auch Freizeit und soziales umfeld umfasst. Nichtsdesto-
trotz ist der Bereich Arbeit für die schülerinnen und schüler zentral: Wer viel
zeit investiert und dadurch viel Geld verdient, hat wenig Freizeit. Wer viel
zeit hat, beispielsweise durch Arbeitslosigkeit, hat wenig Geld zur Verfü-
gung. Beide Varianten beinhalten mäßige bis geringe zufriedenheit im All-
tag. ein Gleichgewicht aus Arbeit, Verdienst und Freizeit scheint in der Regel
für die schülerinnen und schüler erstrebenswert.

Da Ausbildung und später erwerbsarbeit ein bestimmender teil des Lebens
der schülerinnen und schüler ist, wird gemeinsam erarbeitet, welche inte-
ressen sie in Bezug auf ihre Arbeit haben. Diese interessen werden den inte-
ressen eines unternehmens gegenübergestellt. Die schülerinnen und schü-
ler erkennen, dass ihre interessen teilweise den interessen eines unterneh-
mens entgegenstehen. Die Lösungsinstrumente dieses Gegensatzes, wie
gesetzliche Regelungen und tarifverträge werden anschließend vorgestellt.
Auf tarifverträge wird im Folgenden genauer eingegangen. Die schülerin-

EiNstiEg iN dEN tag

diE gEsEllscHaft uNd icH

uNtErscHiEdlicHE 
iNtErEssEN

Ba l a n c e ? !
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pROJeKt tAG:  DetAiLABLAuF

nen und schüler erfahren, welche interessengruppen an der entstehung
beteiligt sind und welche Regelungen tarifverträge im Vergleich zu den
Arbeitsschutzgesetzen beinhalten.

Da nicht jede Ausbildung reibungslos verläuft, widmen wir uns im weiteren
Verlauf der konkreten Ausbildungssituation der schülerinnen und schüler.
Anhand der Beispiele aus der Klasse besprechen wir klassische problemfel-
der und thematisieren Rechte und pflichten während der Ausbildung.

Dieser teil des projekttages beschäftigt sich mit den Aufgaben und der Rolle
von betrieblichen und schulischen interessenvertretungen. Die schülerinnen
und schüler lernen die Aufgabenbereiche von Betriebsräten, Jugend- und
Auszubildendenvertretungen und schüler*innenvertretungen kennen.
Darüber hinaus werden die Aufgaben und Forderungen von Gewerkschaften
als sozialpartner vorgestellt.

Der tag endet mit einer Übung zur betrieblichen solidarität. im Anschluss
werden die wichtigsten ergebnisse des tages zusammengefasst und die
schülerinnen und schüler geben ihre einschätzung zum Verlauf des tages
ab.

PrOBlEmE iN dEr
ausBilduNg

iNtErEssENVErtrEtuNgEN

sOlidarität gEwiNNt
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p ROJeKt tAG:  uNteRRi C H tseNtW uRF > e iNLe ituNG

DeR uNteRRiCHtseNtWuRF

Die kollektive interessenvertretung ist ein durch unser Grundgesetz verbrief-
tes Recht. Dort heißt es in Artikel 9, Absatz 3: „Das Recht, zur Wahrung und
Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bil-
den, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet.“ Auf dieser Grund-
lage agieren Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände.

Gewerkschaften sind mehr als einfache Organisationen, die als ziel die Ver-
besserung von Lohn-, Gehalts- und Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder
haben. sie beziehen ebenfalls zur sozial-, Kultur- und Wirtschaftspolitik und
weiteren Bereichen stellung. Gewerkschaften bestimmen auch in der Wirt-
schaft mit, indem sie Verantwortung in Wirtschaft und Betrieb übernehmen
und sich als „eine über die interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer hinausreichende, staatserhaltende, gesellschaftsformende und der
Gesamtheit verantwortliche Organisation verstehen.“1 Dafür haben sich die
Gewerkschaften in der BRD  bewusst entschieden.

es gibt unterschiede in der Form gewerkschaftlicher Organisationen in ver-
schiedenen Ländern: in der BRD erfolgt die einbindung aller politischen, reli-
giösen und ethnischen Richtungen zu einer einheitsgewerkschaft. in ande-
ren Ländern bestimmen politische Richtungen die einzelnen Gewerkschaf-
ten (Richtungsgewerkschaften). Doch allen Modellen ist eines gemeinsam,
was der ehemalige DGB-Vorsitzende Ludwig Rosenberg folgendermaßen
erklärte: „eine Gewerkschaft, die sich politisch neutral verhielte, wäre
ebenso undenkbar, wie eine politische partei, die sich an sozialen Fragen
uninteressiert zeigte.“2

so heißt es dann auch im DGB-Grundsatzprogramm: „Wir streiten für eine
solidarische Gesellschaft, in der einkommen, Vermögen und Lebenschancen
gerecht verteilt sind. Die Vision einer lebenswerten zukunft, in der Freiheit,
soziale Gerechtigkeit, Wohlstand und ökologische Verantwortung gewähr-
leistet sind, leitet unsere Arbeit.“3 Dabei gilt es, sich den ändernden - politisch
geförderten - Bedingungen (u.a. Globalisierung) mit eigenen Forderungen
und Arbeitskampfmaßnahmen zu stellen. Wenn es Gewerkschaften also
zukünftig wieder schaffen, mehr Menschen zu begeistern, dann haben sie
auch die Chance, die tür für eine neue zeit weit aufzustoßen, sozialpolitische
entscheidungen maßgeblich zu beeinflussen und nicht nur von einer besse-
ren zukunft zu träumen.

EiNlEituNg

1 ROseNBeRG, Ludwig (2004): „Gewerkschaft und Gesellschaft“, zitiert in: „Rolle, Aufbau und
Aufgaben der Gewerkschaften und ver.di – Arbeitsmaterial“, ver.di-Bildungsmaterial.

2 ebd.
3 Aktuelles DGB-Grundsatzprogramm von 1996

Mehr a l s nur
Arbe i t skampf!

ke ine R ichtungs-
gewerkschaf ten

Zie l : So l i dar i sche
Gese l l schaf t !
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pROJeKt tAG:  uNteRRiCHtseNtWuRF >   z ieL

Der vorliegende unterrichtsentwurf befasst sich mit den Aufgaben und den
positionen von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. er verdeutlicht,
dass unsere heutigen Arbeitsbedingungen das ergebnis eines fortwähren-
den Aushandlungsprozesses zwischen den interessenvertretungen sind.

Die Grobziele lassen sich wie folgt beschreiben:

· Die schülerinnen und schüler kennen die Rolle und Aufgaben von
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden.

· Die schülerinnen und schüler reflektieren Forderungen der interessen-
vertretungen und beurteilen diese.

· Die schülerinnen und schüler erkennen, dass unsere heutigen Arbeits-
bedingungen eine Folge von vielen Aushandlungsprozessen sind.

· Die schülerinnen und schüler haben ihren Bezug zu Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbänden erarbeitet.

zieLe Des uNteRRiCHtseNtWuRFs

!!
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p ROJeKt tAG:  uNteRRi C H tseNtW uRF >  H i NteRGRuNDi NF OR MAtiONe N

HiNteRGRuNDiNFORMAtiONeN

Auch wenn Gewerkschaften keine politischen parteien sind, so gestalten sie
die durch das Grundgesetz gesicherte tarifautonomie und weitreichende
politische Bereiche aktiv mit. tarifpolitik, als eine der wesentlichen Aufgaben
der Gewerkschaften, ist immer eine „einigungspolitik“ zwischen einzelnen
unternehmen bzw. den jeweiligen Arbeitgeberverbänden und der zustän-
digen Mitgliedsgewerkschaft (sozialpartnerschaft). 

tarifpolitik findet aber nicht losgelöst von den gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen statt. Daher vertritt der Deutsche Gewerkschaftsbund als Dachorga-
nisation die interessen der knapp  sechs Millionen Gewerkschaftsmitglieder
als mitgliedsstärkste politische Kraft gegenüber den verschiedenen Regie-
rungen und parteien. Durch Demonstrationen, Fachkonferenzen, studien,
pressemitteilungen, Mitgliedsmagazine und vielfältige weitere Anstrengun-
gen wird so einfluss auf die gesetzlichen Bedingungen genommen.

Gewerkschaften setzen sich zwar vorrangig für ihre Mitglieder ein, jedoch
profitieren auch viele Nichtmitglieder von ihren erfolgen. so wurde in der
Bundesrepublik Deutschland die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall erst 1956
durch einen sechzehnwöchigen streik der iG-Metall-Mitglieder durchgesetzt.
Aufgrund dieses Abschlusses wurde später eine gesetzliche Regelung
geschaffen, welche die Grundlage für das heutige Lohnfortzahlungsgesetz
bildete.

Die erkämpften erfolge müssen aber immer wieder verteidigt werden. Die
bereits erwähnte gesetzliche Lohnfortzahlung im Krankheitsfall wurde bei-
spielsweise in der Regierungszeit von Helmut Kohl zu ungunsten der
Beschäftigten geändert. erst durch Druck der Gewerkschaften kam es 1998
unter der ersten rot-grünen Bundesregierung wieder zu einer gesetzlichen
Korrektur für alle.

Die wirkliche stärke liegt in der solidarität und dem demokratischen Aufbau.
Gewerkschaften sind Mitmachorganisationen. ihre positionen und Meinun-
gen, schwerpunkte und entscheidungen basieren allein auf den Mitgliedern
und ihren gewerkschaftsinternen, demokratisch gewählten Vertreterinnen
und Vertretern.

Der DGB ist der zusammenschluss von acht selbständigen Mitgliedsgewerk-
schaften. etwa sechs Millionen Menschen, davon alleine weit über 500.000
unter 27 Jahren, sind freiwillig Mitglied einer DGB-Gewerkschaft. Während
die einzelne Gewerkschaft zusammen mit ihren Mitgliedern tarifpolitische
entscheidungen trifft und die betrieblichen interessenvertretungen in ihren
Aufgaben unterstützt, übernimmt der DGB Aufgaben in den Bereichen der
information über arbeits- und sozialpolitische entwicklungen, Koordination
der Gewerkschaften untereinander und der Rolle der gebündelten politi-
schen Außenvertretung aller Mitglieder. Dieser zusammenschluss der
Gewerkschaften wird auch als einheitsgewerkschaft bezeichnet.

dEr dEutscHE gEwErk-
scHaftsBuNd (dgB)
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pROJeKt tAG:  uNteRRiCHtseNtWuRF >  HiNteRGRuNDi NFORM Ati ONeN

eine denkbare Konkurrenzsituation zwischen einzelnen Gewerkschaften
wird durch das Branchenprinzip schon im Vorfeld unterbunden. Jeder Mensch
kann, sofern er möchte und keine demokratiefeindlichen Ansichten hat,
Gewerkschaftsmitglied sein. seine zuordnung erfolgt nach dem Wirtschafts-
zweig, in den sein Betrieb einzuordnen ist. Beispielsweise können alle Men-
schen, deren Firmen zur Metallbranche gehören, Mitglieder der iG Metall
werden, egal ob die einzelne dabei betriebsintern als Köchin in der Kantine
oder als Arbeitnehmerin am Fließband arbeitet. Durch den Grundsatz „ein
Betrieb – eine Gewerkschaft“ können die Bedürfnisse und die sich daraus
ergebenden tariflichen Forderungen optimal angepasst werden. Durch die
fehlende Konkurrenz ist so eine starke, gebündelte interessenvertretung
gegenüber dem Arbeitgeber möglich.

Demgegenüber steht das so genannte Berufsverbandsprinzip, was besagt,
dass alle Beschäftigten eines Betriebes ihren jeweiligen Berufen zugeordnet
werden. Das bedeutet, dass die Köchin in der Kantine einer anderen Gewerk-
schaft zuzuordnen wäre, als beispielsweise ein kaufmännischer Angestellter
in selben Betrieb.

Nach dem Branchenprinzip konkurrieren die Beschäftigten also nicht mitei-
nander, während beim Berufsverbandsprinzip innerhalb eines Betriebes ver-
schiedene Gewerkschaften konkurrieren und stets versuchen, für ihre Mit-
glieder das Optimale zu erreichen, ohne die interessen der anderen betrieb-
lichen Kolleginnen und Kollegen dabei im Auge zu haben.

Als Verhandlungspartner der Gewerkschaften fungieren die zahlreichen
Arbeitgeberverbände. sie entstanden in Reaktion auf die Gründung der
Gewerkschaften zur Herstellung eines interessenausgleiches. Als zusam-
menschluss einzelner unternehmen vertreten Arbeitgeberverbände die
wirtschaftlichen und politischen interessen ihrer Mitglieder.

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände ist die Dachor-
ganisation verschiedener Arbeitgeberverbände und nimmt dadurch die
gemeinschaftlichen interessen wahr. sie ist der sozialpartner des DGB und
wie dieser selbst nicht tariffähig. Dafür sind die einzelnen Arbeitgeberver-
bände zuständig. Die satzung der BDA verbietet ausdrücklich die einschrän-
kung der tarifpolitischen selbstständigkeit ihrer Mitgliedsverbände. selbst
empfehlungen zur tarifpolitik darf sie nur abgeben, wenn sie der Vorstand
einstimmig gebilligt hat. ihre zentrale Aufgabe sieht die BDA darin, die
unternehmerischen interessen in der allgemeinen sozialpolitik aktiv zu ver-
treten. Das heißt, dass sie in allen Bereichen der Arbeitswelt auftritt, in
denen auch die Gewerkschaften operieren. Dabei ist sie Ansprechpartnerin
für ihre Mitglieder, die Öffentlichkeit und die Bundesregierung in allen Fra-
gen der sozial- und tarifpolitik, des Arbeitsrechts, des Arbeitsmarktes sowie
der Bildungs-, personal- und Gesellschaftspolitik einschließlich der europäi-
schen und internationalen sozialpolitik.

diE BuNdEsVErEiNiguNg
dEr dEutscHEN arBEit-
gEBErVErBäNdE (Bda)
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p ROJeKt tAG:  uNteRRi C H tseNtW uRF >  H i NteRGRuNDi NF OR MAtiONe N

Alle Arbeitgeberorganisationen unterscheiden sich von den Gewerkschaften
in einem wesentlichen punkt: ihre Mitglieder sind nicht einzelnen personen,
sondern wirtschaftlich frei handelnde Firmen, die in unternehmerischer Hin-
sicht in Konkurrenz zueinander stehen. Dadurch ist deren solidarität unter-
einander viel schwächer ausgeprägt. Das erschwert die suche nach gemein-
samen strategien gegenüber den Gewerkschaften. so muss beispielsweise
vor jeder tarifrunde nach einem inneren interessenausgleich zwischen gro-
ßen und kleinen, zwischen ertragsstarken und finanzschwachen Mitglieds-
unternehmen gesucht werden. 

!!
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pROJeKt tAG:  uNteRRiCHtseNtWuRF >  pHAseN

uNteRRiCHtseNtWuRF „WAs HAt Die     

PHasE ZEit iNHalt sOZialfOrm / mEtHOdE

Orientierung 10 Rolle und Aufgaben von Kartenabfrage in Gruppen          
min Interessenvertretungen         

 
     

Analyse 10 Meinungsbildung zu zitatebarometer, Diskussion      
min verschiedenen Themen      

       

35 Was steckt dahinter? Gruppenarbeit       
min       

 
  

20 Entwicklung heutiger Film anschauen, Lehrgespräch       
min Arbeitsbedingungen         

 

Handlung 15 Mein persönlicher Bezug stillarbeit            
min    
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p ROJeKt tAG:  uNteRRi C H tseNtW uR F  >  pHAse N

    GeWeRKsCHAFt Je FÜR uNs GetAN?“

  matErialiEN grOBaBlauf

      5 – 10 Rechteckkarten und ein · einteilung in zwei Gruppen
stift pro Gruppe, Magnete oder · stichpunkthafte Beantwortung von Fragen
Kreppband auf Karten

· Gegenüberstellung der Antworten an der tafel

  Kopiervorlage „zitate“, Magnete · Auswahl von vier zitaten
 · Gemeinsame Klärung der Bedeutung der zitate

· Bewertung der zitate durch einordnung auf einer skala

  Anlage „Was steckt dahinter?“, · einteilung in Gruppen
papier, stifte · sammlung von Argumenten zu verschiedenen arbeits-

bezogenen themen
· Vorstellung der Argumente

   Video/Folien „Was hat die · Anschauen eines Kurzfilmes
Gewerkschaft je für uns getan?“, · Austausch zur entwicklung heutiger Arbeitsbedingungen
Kopiervorlage „solidarität“

  Arbeitsblatt „Was das Ganze mit · Recherche von informationen und Ausfüllen eines 
mir zu tun hat“ Arbeitsblattes
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pROJeKt tAG:  uNteRRiCHtseNtWuRF > ROLLe uND AuF GAB eN VON i NteResseNV eRtRetuNGeN

ROLLe uND AuFGABeN VON
iNteResseNVeRtRetuNGeN

tHEma

einstieg und inhaltliche Orientierung

ZiEl

Die schülerinnen und schüler tragen ihr Wissen zu Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbänden zusammen.

aBlauf

Leiten sie in die kommende unterrichtsstunde ein, indem sie bspw. den
Ablauf kurz skizzieren und die Verknüpfung mit dem projekttag „Demokratie
und Mitbestimmung“ erläutern.

teilen sie die Klasse in zwei Gruppen auf und verteilen sie die Karten und
stifte. Die Gruppen sollen innerhalb von 5 Minuten nun die Frage: „Was sind
Gewerkschaften und welche Aufgaben haben sie?“ bzw. „Was sind Arbeit-
geberverbände und welche Aufgaben haben sie?“ beantworten. Dazu sollen
sie stichworte, die ihnen zur Beantwortung der Fragen einfallen, auf die Kar-
ten schreiben.

Anschließend werden die Karten eingesammelt und an der tafel aufge-
hängt. Dabei empfiehlt es sich, die Karten zu den Gewerkschaften und den
Arbeitgeberverbänden gegenüber zu stellen, so dass unterschiede und
Gemeinsamkeiten deutlich werden.

Mit Bezug auf die Antworten der Klasse können sie nun die Begriffe
„Gewerkschaften“ und „Arbeitgeberverbände“ definieren:

„Gewerkschaften sind zusammenschlüsse von lohnabhängig Beschäftigten,
Auszubildenden und arbeitssuchenden Menschen, um gemeinsamen für
gute Arbeits- und Lebensbedingungen einzutreten.“

„Arbeitgeberverbände sind zusammenschlüsse von unternehmen einer
Branche, um die gemeinsamen interessen gegenüber den Gewerkschaften
und dem staat zu vertreten.“

ergänzend können sie aufzeigen, dass die Aufgaben beider zum teil sehr
ähnlich sind, z. B.:

· Vertretung der interessen ihrer Mitglieder,

· Verhandlung von tarifverträgen,

· Beratung und Rechtsschutz zur arbeitsrechtlichen themen,

· Weiterbildung ihrer Mitglieder.

10 min

Kartenabfrage in Gruppen

5 - 10 Rechteck karten

ein stift pro Gruppe

Magnete oder Kreppband
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pROJeKt tAG:  uNteRRi C H tseNtW uRF >  M ei NuNGsB i LDuNG zu V eRsC H i eDe Ne N tHe Me N

MeiNuNGsBiLDuNG zu
VeRsCHieDeNeN tHeMeN

tHEma

standpunkte von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden

ZiEl

Die schülerinnen und schüler beurteilen politische standpunkte von
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden.

aBlauf

Wählen sie zu Beginn vier für die Klasse passende zitate aus und ziehen sie
mit Kreide eine lange Linie auf der tafel. Markieren sie ein ende mit „gefällt
mir“ und das andere ende mit „gefällt mir nicht“.

stellen sie nun das erste zitat vor und klären sie gemeinsam mit der Klasse
was mit der Aussage gemeint ist. Anschließend sollen sich die schülerinnen
und schüler einigen, an welcher stelle auf der skala sie das zitat einordnen
würden, und ihre positionierung entsprechend begründen.

Nacheinander werden auch die anderen zitate diskutiert und auf der skala
eingeordnet. ein abschließendes Fazit kann auf Grundlage der Verteilung
der zitate gezogen werden.

10 min

zitatebarometer

Diskussion

Kopiervorlage „zitate“

Magnete
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pROJeKt tAG:  uNteRRiCHtseNtWuRF > „WAs steCKt DAH i NteR?”

WAs steCKt DAHiNteR?

tHEma

Vor- und Nachteile von Forderungen untersuchen

ZiEl

· Die schülerinnen und schüler entwickeln einen eigenen standpunkt zu
arbeitsbezogenen themen.

· Die schülerinnen und schüler kennen die standpunkte von Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden zu diesen themen.

aBlauf

Die Klasse wird in Kleingruppen zu jeweils zwei bis vier personen geteilt.
Diese Gruppen erhalten dann ein thema, zu dem sie Für- und Gegenstand-
punkte sammeln sollen. ihre ergebnisse sollen die Gruppen in stichpunkten
festhalten.

tHEmEN

· Verpflichtende Übernahme nach der Ausbildung

· Durchführung eines streikes

· Mindestausbildungsvergütung

· tarifverträge

· Betriebliche Mitbestimmung

im Anschluss stellen die Kleingruppen ihre erarbeiteten ergebnisse vor. Als
zusätzliche Aufgabe können die Gruppen die standpunkte von Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeberverbänden zu den jeweiligen punkten recherchieren.

35 min

Gruppenarbeit

Anlage „Was steckt
dahinter?“

papier

stifte
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pROJeKt tAG:  uNteRRi C H tseNtW uRF >  eNtW i C KLuNG H euti GeR ARB ei tsBe DiNG uNG e N

eNtWiCKLuNG HeutiGeR
ARBeitsBeDiNGuNGeN

tHEma

Geschichtliche Betrachtung der entwicklung heutiger Arbeitsbedingungen

ZiEl

Die schülerinnen und schüler erkennen, dass unsere heutigen Arbeitsbedin-
gungen Folge gesellschaftspolitischen engagements sind und dass individu-
elle Regelungen oftmals in allgemeingültige Gesetze übergehen.

aBlauf

Bei entsprechender Ausstattung ihrer schule können sie das Video direkt
unter der folgenden Adresse aufrufen: https://youtu.be/tfjHituJoMi. 

Nachdem sie das Video gemeinsam mit ihren schülerinnen und schülern
angeschaut haben, können diese kurz stellung dazu nehmen. Anhand der
beiden Folien können sie nun die im Film angesprochenen errungenschaften
zeitlich einordnen und mit Hintergrundinformationen unterlegen.

Die Definition von solidarität wird vorgestellt und an die Klasse die folgende
Frage gerichtet: „Was bedeutet solidarität für euch in diesem zusammen-
hang?“

Nach einem Austausch ziehen sie das Fazit der unterrichtsstunde.

20 min

Film anschauen

Lehrgespräch

Video/Folien „Was hat die
Gewerkschaft je für uns
getan?“

Kopiervorlage „solidarität“
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pROJeKt tAG:  uNteRRiCHtseNtWuRF > „MeiN peRsÖNLi C H eR B ezuG”

MeiN peRsÖNLiCHeR BezuG

tHEma

eigener Bezug zum thema und ergebnissicherung

ZiEl

Die schülerinnen und schüler tragen ihr Wissen aus der unterrichtsstunde
zusammen und stellen einen eigenen Bezug her.

aBlauf

im letzten schritt geht es darum, das gerade erworbene Wissen auf einem
Arbeitsblatt festzuhalten und durch selbst recherchierte informationen zu
ergänzen. Verteilen sie dazu das Arbeitsblatt in der Klasse. Mit Hilfe der
erstellten tafelbilder und Folien sollen die schülerinnen und schüler das
Arbeitsblatt nun selbständig ausfüllen.

Die Fragestellungen, die nicht im Rahmen des unterrichtes behandelt wur-
den, können durch die schülerinnen und schüler unter Benutzung eines
smartphones oder Computers gelöst werden.

15 min

stillarbeit

Arbeitsblatt „Was das Ganze
mit mir zu tun hat“
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p ROJeKt tAG:  uNteRRi C H tseNtW u R F  > NOtize N

RAUM FÜR ... NOT IZEN? !
Ode r S i e mach e n d a s

h i e r z u e n d e . . .

!
ANLAGeN

KOPIERVORLAGEN
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ANLAGeN > KOpieRVORLAGeN

„man müsste ein lagerfeuer machen und erstmal die gan-
zen flächentarifverträge verbrennen und das Betriebsver-
fassungsgesetz dazu und dann das ganze schlank neu
gestalten.”

Quelle: Michael Rogowski, Damaliger präsident des Bundesverbandes der
Deutschen industrie in: spiegel-Online, 11.3.2003

„Eine bundeseinheitliche ausbildungsvergütung wird
dazu führen, dass nicht mehr, sondern weniger ausgebil-
det wird. und das nicht, weil einige Betriebe keine
höhere ausbildungsvergütung zahlen wollen, sondern sie
es schlichtweg nicht bezahlen können.“

Quelle: Hans peter Wollseifer, präsident des zentralverbandes des deutschen
Handwerks in: Deutsche Handwerkszeitung, 15.11.2018

„Eine Quote behandelt lediglich die symptome und nicht
die ursachen des geringeren frauenanteils in führungs-
positionen. dazu zählen vor allem häufigere Erwerbsun-
terbrechungen, ein geringeres arbeitszeitvolumen sowie
das Berufswahlverhalten von frauen.“

Quelle: BDA (Bund Deutscher Arbeitgeber) in: Mehr Frauen in Führungsposi-
tionen, abgerufen am 15.11.2018

das streikrecht ist nicht mehr zeitgemäß. die betroffenen
unternehmen stehen im globalen wettbewerb und kön-
nen sich arbeitskämpfe nicht mehr „leisten”.

Quelle: professor Martin Franzen, Mitherausgeber der europäischen zeit-
schrift für Arbeitsrecht, in: Das streikrecht ist nicht mehr zeitgemäß,
07.12.2015

konkurrenz belebt das geschäft

Quelle: Altes sprichwort

KOp ieRVORLAGe „z itAt e“

Aus siCHt DeR ARBeitGeBeRVeRBÄNDe
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ANLAGeN:  KOp i eRVORLAGeN > AR Be itG e Be R

„Nur mit guten arbeitsbedingungen, flächentarifverträ-
gen, mit Beteiligung sowie attraktiver fort- und weiter-
bildung kann sich das Handwerk im wettbewerb um qua-
lifizierte mitarbeiter besser behaupten.”

Quelle: Ralf Kutzner, geschäftsführendes Vorstandsmitglied der iG Metall,
pressemitteilung vom 14.09.2018

„die ausbildungsvergütung ist neben der Qualität in der
ausbildung und den späteren Beschäftigungsbedingun-
gen ein weiterer wichtiger faktor, um die attraktivität
einer ausbildung zu erhöhen.“

Quelle: elke Hannack, DGB Bundesvorstand in vorwärts, 06.08.2018

„die Einführung einer geschlechterquote für die auf-
sichtsräte börsennotierter und mitbestimmungspflichti-
ger unternehmen war ein erster richtiger schritt.”

Quelle: elke Hannack, DGB Bundesvorstand, in: Frauenquote auf Vorstände
ausweiten, 16.08.2017

„Ein streik, der keinen wirtschaftlichen druck ausübt, ist
kein streik, sondern kollektives Betteln.“

Quelle: Jürgen peters, Damaliger iG-Metall-Vorsitzender, in: Kölner-stadt-
Anzeiger

„die gewerkschaften sind das stärkste, was die schwa-
chen haben.“

Quelle: Michael sommer, damaliger DGB-Bundesvorsitzender, in: Kölner-
stadt-Anzeiger

KOpi eRVO R LA G e „zitAt e“

Aus siCHt DeR GeWeRKsCHAFteN
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· Ohne echte Berufserfahrung verliert auch eine abgeschlossene Ausbildung
schnell an Wert.

· Nur die Übernahme sichert Auszubildenden den einstieg in das Berufsleben.

· Das Leben muss planbar sein – und dafür brauchen Auszubildende berufliche
sicherheit. Wer eine Beschäftigung außerhalb des erlernten Berufs annimmt,
als Leiharbeiter*in arbeitet oder sich mit Minijobs über Wasser halten muss,
dem fehlt die sicherheit, seine zukunft zu planen.

· Die Übernahme sichert die zukunft einer Region. Für strukturschwache Regio-
nen kann die Verweigerung der Übernahme negative Folgen haben. Junge
Fachkräfte ohne qualifizierte Beschäftigung vor Ort wandern ab. Wichtiges
Know-how geht verloren – und die Kaufkraft dieser Beschäftigten.

· Übernommene Auszubildende stärken die Konjunktur. Die Wirtschaft wird
angekurbelt – das kommt auch den unternehmen zugute.

· Viele unternehmen haben in der Vergangenheit hohe Gewinne erwirtschaf-
tet, an dem sie die Belegschaft nicht teilhaben ließen. es ist nur gerecht, wenn
unternehmen mit ihren Gewinnen auch Übernahmen ermöglichen.

· Von der Übernahme profitiert die gesamte Belegschaft. Jeder Arbeitsplatz, der
wegen des späteren Renteneintritts länger besetzt bleibt, versperrt den Nach-
wuchskräften den Weg ins Berufsleben. und den Älteren den wohlverdienten
Ruhestand.

· Die Nichtübernahme kommt dem stellenabbau gleich. Die übernommenen
Ausgelernten gleichen lediglich die Abgänge in die Rente aus. soll also nicht
die Belegschaft reduziert werden, gibt es keinen Grund, eine Mutter oder
einen Familienvater für eine Ausgelernte oder einen Ausgelernten zu entlas-
sen. Viele unternehmen klagen über Fachkräftemangel. Mit dem Beginn der
Wirtschaftskrise sind diese stimmen zwar leiser geworden. Aber spätestens
mit dem nächsten Aufschwung wird sich der Fachkräftemangel in der Wirt-
schaft bemerkbar machen. unternehmen tragen die Verantwortung, schon
heute diese entwicklung aufzuhalten. Durch Übernahme.

· Mit der Ablehnung der Übernahme schneiden sich unternehmen ins eigene
Fleisch. Die kommenden Ausbildungsjahrgänge werden aufgrund des Gebur-
tenrückgangs langfristig zahlenmäßig immer kleiner. Kluge unternehmen
sorgen jetzt vor und sichern sich die gut ausgebildeten Fachkräfte.

· Auszubildende und selbst ausgebildete Fachkräfte bringen Kostenvorteile.
Auch Auszubildende tragen bereits zum betrieblichen Gesamtergebnis bei.
und nach der Ausbildung übernommene Arbeitnehmer*innen müssen nicht
erst eingearbeitet werden. Das lohnt sich auch für das unternehmen.

was sPricHt dafür?

AN LAGe „WAs st eCKt DAH iN t eR?“

VeRpFLiCHteNDe ÜBeRNAHMe NACH DeR
AusBiLDuNG
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ANLAGeN:  KOpieRVORLAGeN > WAs steC Kt DAH i NteR >   ÜB eRNAH M e NAC H  DeR AusBiLDuNG

was sPricHt dagEgEN?· Wenn unternehmen alle Auszubildenden übernehmen, müssen sie
möglichweise andere Mitarbeiter*innen entlassen.

· Ausbildung oder Übernahme. Beides zusammen lässt sich nicht finanzie-
ren. 

· Die unternehmen suchen meist erfahrene Arbeitnehmer*innen.

· unternehmen werden sich von vornherein sehr gut überlegen, ob sie
überhaupt ausbilden und wenn ja, wie viele Auszubildende sie einstel-
len möchten.

· es wird ein Mangel an Ausbildungsplätzen und somit an Fachkräften ent-
stehen.

· Auf Dauer werden durch die Übernahme von Azubis der Arbeitsmarkt
und die heimische Wirtschaft geschwächt.

· es wird dann nicht mehr die sogenannte „Ausbildung über Bedarf“
geben.

· Jugendarbeitslosigkeit betrifft vor allem die unqualifizierten Jugendli-
chen. eine abgeschlossene Ausbildung macht den einstieg in den Arbeits-
markt dagegen einfach.
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· Das streikrecht ist verfassungsrechtlich geschützt.

· Der streik stärkt die Arbeitnehmer*innen und Auszubildenden bei der
Durchsetzung ihrer Forderungen während einer tarifverhandlung.

· Die Forderungen der Arbeitnehmer*innen und Auszubildenden werden
in die Öffentlichkeit getragen. Auch Menschen, die nicht in dieser Branche
arbeiten, erhalten Auskunft über das Geschehen.

· Die Forderungen der Arbeitnehmer*innen und Auszubildenden können
somit auch an die politik herangetragen werden (z. B. entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall: Nach langem streiken wurde diese Regelung in ein
Gesetz übernommen).

· Die Arbeitnehmer*innen und Auszubildenden sehen, dass sie nicht allein
mit ihren problemen dastehen.

· Außenstehende Menschen können ihre solidarität zeigen. Dies gibt den
Arbeitnehmer*innen und Auszubildenden Kraft für den weiteren Arbeits-
kampf.

· Der streik ist ein starkes Druckmittel, um bessere Arbeitsbedingungen
durchzusetzen.

· Der streik fördert den solidaritätsgedanken.

· Der streik führt oftmals zu höheren Löhnen, die die Wirtschaft ankurbeln.

· Der streik führt oftmals zu besseren Arbeitsbedingungen (z. B. einführung
der 40-stunden-Woche).

· Der streik schwächt die unternehmen bei der Durchsetzung ihrer Forde-
rungen während einer tarifverhandlung.

· Während eines streiks ist bei betroffenen unternehmen mit einbußen zu
rechnen. er kann ein unternehmen unter umständen in den Ruin treiben.

· Der streik stört den Betriebsfrieden / das Betriebsklima.

· Durch den streik entstehen Kosten für das unternehmen. es kann zu Kün-
digungen oder einem einstellungsstopp bzw. Arbeitsplatzabbau kommen
(da das unternehmen irgendwo sparen muss).

· Außenstehende können negativ von einem streik betroffen sein (z. B.
durch Verspätungen im zug- bzw. Flugverkehr; Ladenschließungen).

· Die teilnahme an einem streik kann Arbeitnehmer*innen und Auszubil-
dende unbeliebt bei dem jeweiligen Arbeitgeber machen. Dies könnte
negative Auswirkungen auf den späteren  Berufsalltag haben.

was sPricHt dagEgEN?

AN LAGe „WAs st eCKt DAH iN t eR?“

DuRCHFÜHRuNG eiNes stReiKs

was sPricHt dafür?
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ANLAGeN:  KOpi eRVORLAGeN > WAs steC Kt DAH i NteR >   M i NDestAusB i LDuNG sVe R G ÜtuNG

was sPricHt dagEgEN?

was sPricHt dafür?· BBiG §17: „Ausbildende haben Auszubildenden eine angemessene Ver-
gütung zu gewähren. sie ist nach dem Lebensalter der Auszubildenden
so zu bemessen, dass sie mit fortschreitender Berufsausbildung, mindes-
tens jährlich, ansteigt.“

· Was „angemessen“ bedeutet, ist im Gesetz nicht weiter bestimmt. Die
Hälfte der Auszubildenden kann von der eigenen Ausbildungsvergütung
nicht selbstständig leben.

· Die Vergütung unterscheidet sich sehr stark von Branche zu Branche: Bei
den industriemechaniker*innen und Bankkaufleuten kommen rund
zwei Drittel ohne zusätzliche finanzielle unterstützung mit ihrer Vergü-
tung zurecht. Bei Hotelfachleuten und Friseur*innen liegt der Anteil bei
einem Drittel.

· Die Vergütung muss einen Ausgleich zwischen den Aufwendungen bei-
der parteien herstellen, Lebenshaltungskosten bestreiten helfen und
eine Mindestentlohnung für Leistungen des Auszubildenden darstellen.

· Nur 28,9 prozent der Auszubildenden können sich eine eigene Wohnung
ausschließlich von ihrer Ausbildungsvergütung leisten.

· Die Mindestausbildungsvergütung macht gerade die Ausbildungen mit
bisher schlechten Vergütungen attraktiver – und kann neben der Verbes-
serung der Ausbildungsqualität ein weiterer wirksamer schutz gegen
Ausbildungsabbrüche sein.

· eine Mindestausbildungsvergütung würde die schmerzgrenze von vie-
len Handwerksbetrieben, gerade in strukturschwachen Gebieten, über-
schreiten.

· Gerade kleinere Betriebe mit bis zu neun Beschäftigten werden durch
eine Mindestausbildungsvergütung besonders betroffen.

· Betriebe könnten es sich nicht mehr leisten, auszubilden, da die Kosten
zu hoch wären.

· Die Kosten einer Ausbildung sind hoch und Auszubildende sind keine
vollwertigen Arbeitskräfte, deshalb ist die Vergütung nicht mit einem
Gehalt oder Lohn vergleichbar.

ANLA G e „WA s steCK t DAHiNt eR?“

MiNDestAusBiLDuNGsVeRGÜtuNG
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ANLAGeN:  KOpieRVORLAGeN > WAs steCKt DAHiNteR >  tARi FV eRtRÄGe

· Die Arbeitsbedingungen in Deutschland werden immer noch maßgeb-
lich durch tarifverträge bestimmt. tarifverträge müssen günstiger als
gesetzliche Mindestbedingungen sein. sie regeln u. a.: Höhe des ent-
gelts, Arbeits- und Ruhezeiten, einstufungen z. B. bei Gehältern und
Anrechnungszeiten, Kündigungsfristen, Versetzungsregeln, pausenzei-
ten und urlaubsdauer.

· ein tarifvertrag schafft Rechtssicherheit und Überschaubarkeit, weil er
den von ihm geregelten Bedingungen einen bestimmten inhalt gibt.

· Kein Arbeitsvertrag darf die im jeweils geltenden tarifvertrag festgeleg-
ten Mindestarbeitsbedingungen verletzen. Damit schützt er die Arbeit-
nehmer*innen davor, dass ein unternehmen die Arbeitsbedingungen
aus einer stärkeren position heraus einseitig festlegt.

· tarifverträge sind zu starr und unflexibel. im zeitalter von internet und
Globalisierung werden  flexible und individuelle Regelungen benötigt.

· tarifverträge sind ein veraltetes Regelungsinstrument. Heute kann
jede*r Arbeitnehmer*in die Arbeits- und einkommensbedingungen
selbst aushandeln.

· Nationale tarifverträge werden angesichts der wachsenden internatio-
nalen wirtschaftlichen Verflechtung wirkungslos.

· Die tarifverträge müssen stärker Rücksicht auf wirtschaftlich schwache
unternehmen nehmen.

was sPricHt dafür?

was sPricHt dagEgEN?

ANLAGe:  „WAs st eCKt DAHiNt eR?“

tARiFVeRtRÄGe
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ANLAGeN:  KOp i eRVORLAGeN > WAs steC Kt DAH i NteR >  B etRi eB Li C H e M i t Be stiMMuNG

· Die betriebliche Mitbestimmung behindert den strukturwandel in der
Wirtschaft nicht, sondern unterstützt ihn in vielen Fällen.

· Betriebliche Mitbestimmung ist kein Auslaufmodell, sondern ein
zukunftsmodell einer demokratischen Gesellschaft.

· Mitarbeiter*innen, die sich kritisch in ein unternehmen einmischen, stär-
ken dieses.

· Neue themen für eine Mitbestimmung sind vor allem: Beschäftigungs-
sicherung, Qualifizierung, Flexibilisierung der Arbeitszeit.

· Mehr entscheidungsspielraum des einzelnen am Arbeitsplatz verlangt
mehr Mitsprache.

· Betriebe funktionieren nur als teamspiel, deshalb müssen auch alle
Möglichkeiten der Mitbestimmung haben.

· Mitbestimmung stärkt das Betriebsklima und den Betriebsfrieden.

· Mitbestimmung erhöht die identifikation der Arbeitnehmer*innen mit
dem unternehmen und fördert so die Motivation der Beschäftigten.

· Mitbestimmung ist in einer modernen Wirtschaft nicht mehr zeitgemäß
und verursacht nur zusätzliche Kosten für die unternehmen.

· Mitbestimmung verunsichert ausländische investoren.

· Mitbestimmung ist bürokratisch und behindert unternehmerisches Han-
deln gerade in Kleinbetrieben und im Handwerk.

· in zeiten der Arbeitsplatzsicherung und der internationalen Konkurrenz
ist betriebliche Mitbestimmung eher ein Hindernis als eine unterstüt-
zung für unternehmerisches Handeln.

· in der praxis ist Mitbestimmung Gewerkschaftsmacht. Gewerkschaftlich
organisiert ist aber nur eine Minderheit der Beschäftigten.

· zur Motivation und Beteiligung der Beschäftigten ist die unternehmens-
mitbestimmung überflüssig geworden, da es andere Mittel, wie bspw.
Gewinnbeteiligung gibt.

was sPricHt dafür?

was sPricHt dagEgEN?

ANLA G e:  „WA s  steCK t DAH iN t eR?“

BetRieBLiCHe MitBestiMMuNG
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ANLAGeN:  KOpieRVORLAGeN > WAs HAt Die  GeseLLsCHAFt Je  FÜR uNs GetAN? >  M ei LeNstei Ne

in Berlin streikten im April 1848 sechshundert setzer und Drucker für tarifli-
che Abmachungen über Arbeitszeit und Lohn. in 42 schlesischen Orten wur-
den diese Abmachungen übernommen. Bald gab es tarifvereinbarungen
auch in Dresden und Frankfurt. Grundsätzlich standen allerdings diese ersten
erfolge auf schwachen Füßen. es gab keinerlei rechtliche Absicherung; unter
Ausnutzung ihrer wirtschaftlichen Macht konnten die unternehmer die
Arbeiter*innen immer wieder zur Hinnahme von Verschlechterungen zwin-
gen.

1903 erkämpften Brauereiarbeiter in stuttgart einen tarifvertrag und erhiel-
ten dadurch drei tage bezahlten urlaub im Jahr, nach mindestens einjähriger
Betriebszugehörigkeit. Mittlerweile ist es gesetzlich geregelt, dass Arbeit-
nehmer*innen mindestens 20 Arbeitstage urlaub im Jahr erhalten.

1920 erhielten die Gewerkschaften das gesetzlich festgelegte Recht, für ihre
Mitglieder tarifvereinbarungen auszuhandeln. Man spricht auch von der
tarifautonomie zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften.

Auf Forderung der Gewerkschaften wird 1951 das Montan-Mitbestimmungs-
gesetz eingeführt. es verpflichtet Bergwerksunternehmen und die eisen und
stahl verarbeitende industrie bei mehr als 1000 Beschäftigten zur paritäti-
schen Besetzung der Aufsichtsräte.

in Norddeutschland streikten 1956 mehr als 34.000 Beschäftigte der Metall-
industrie 114 tage lang für die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Daraus
wurde 1969 eine gesetzliche Regelung, die dann für alle Arbeitnehmer -
*innen galt.

DGB-Gewerkschaften führten Mitte der 1950er-Jahre gemeinsam eine groß
angelegte Kampagne zur Durchsetzung der Fünf-tage-Woche durch; außer
sonntags sollte auch der samstag grundsätzlich arbeitsfrei sein. Die parole
lautete „samstags gehört Vati mir“. Dies wurde auf plakatwänden und in
zeitschriftenanzeigen publiziert. ziele der Kampagne: mehr Lebensqualität,
mehr zeit für die Familie, mehr zeit für Hobbys und erholung. Der erfolg der
Kampagne kam 1959: Die Fünf-tage-Woche wurde zuerst im Bergbau und
anschließend 1960/61 bei Banken und Versicherungen eingeführt.

1848:
ErstEr tarif VErtrag 
iN dEutscHlaNd

1903: 
BEZaHltEr urlauB

1920: 
rEcHt für mitgliEdEr,
tarifVErEiNBaruNgEN
ausZuHaNdElN

1951: 
mitBEstimmuNg iN
grOssuNtErNEHmEN

1956: 
lOHNfOrtZaHluNg im
kraNkHEitsfall

1959–1961: 
EiNfüHruNg dEr 
füNf-tagE-wOcHE

ANLAGe

WAs HAt Die GeWeRK sCHAFt Je FÜR uNs GetAN?
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Während dieser Jahre fanden streiks in der Metall- und Druckindustrie für
die einführung der 35-stunden-Woche statt. Das ergebnis dieser streiks war
die 38,5-stunden-Woche, die erst für die Metall- und Druckindustrie galt,
aber im Laufe der zeit auch von anderen Branchen übernommen wurde.

1984 streikten die Metaller*innen in Baden-Württemberg für die 35-stun-
den-Woche. Mit dem Arbeitskampf gelang der einstieg in die Verkürzung der
Wochenarbeitszeit (siehe 1978 und 1984). Doch erst zwischen 1993 und
1995 wurde in der westdeutschen Metall- und Druckindustrie die 35-stun-
den-Woche eingeführt.

2005 gelang es, einen tarifvertrag für den öffentlichen Dienst einzuführen.
er schaffte die statusunterschiede zwischen Arbeiter*innen und Angestellten
ab und führte ein einheitliches entgeltsystem ein.

Dieser tarifvertrag regelt seit 2010 in der Metall- und elektroindustrie die
Übernahme der Auszubildenden. Hier gibt es in einigen Bezirken der iG
Metall die Regelung der Netto-Übernahme, einer zwölfmonatigen Über-
nahme nach der Ausbildung. Darüber hinaus gilt in der eisen- und stahlin-
dustrie bereits eine Regelung zu einer 24-monatigen Übernahme, mit einer
wöchentlichen Arbeitszeit von mindestens 28 stunden.

seit Mai 2012 hat die Kampagne ihre ziele erreicht. Mit dem tarifabschluss
in der Metall- und elektroindustrie ist die bundesweite Kampagne beendet.
seither werden Auszubildende, für die dieser tarifvertrag gilt, nach dem
ende ihrer Ausbildung unbefristet übernommen.

1978 und 1984: 
38,5-stuNdEN-wOcHE

1993–1995: 
35-stuNdEN-wOcHE

2005: 
tarifVErtrag für dEN

öffENtlicHEN diENst

2010: 
ig-mEtall tarifVErtrag

„ZukuNft iN arBEit“

2012: 
„OPEratiON üBErNaHmE“

dEr ig mEtall ist 
gEglückt
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ANLAGeN:  KOpieRVORLAGeN > sOLiDARitÄt

ANLAGe

sOLiDARitÄt

„solidarität ist, wenn sich menschen füreinander einset-
zen und sich bei der umsetzung ihrer interessen unter-
stützen, auch wenn sie augenblicklich von einem Pro-
blem nicht betroffen sind.“



ANLAGeN:  KOp i eRVORLAGeN > ARB ei tsB LAt t > p eRsÖNLiCHe R  Be zuG

ARBeitsBLAtt „WAs DAs GANze Mit MiR zu tuN HAt“

1. Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände vertreten die interessen ihrer jeweiligen Mitglieder. Doch was
haben beide gemeinsamen und worin unterscheiden sie sich? Finde jeweils drei Beispiele.

Gemeinsamkeiten:

unterschiede:

2. im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) sind acht Mitgliedgewerkschaften vereint, die jeweils für eine
Branche zuständig sind. Auch Arbeitgeberverbände sind oft nach Branchen unterteilt. Recherchiere, wel-
che Gewerkschaft und welcher Arbeitgeberverband für dein Unternehmen zuständig sind.

Branche meines unternehmens (z. B. Handel, Verkehr):

zuständige DGB-Gewerkschaft:

zuständiger Arbeitgeberverband:

3. unter www.dgb.de/uber-uns/dgb-heute/mitgliederzahlen findest du die Mitgliedszahlen der für dich
zuständigen DGB-Gewerkschaft. Wie haben sich die Mitgliedszahlen innerhalb der letzten 5 Jahre ent-
wickelt?

4. unsere heutigen Arbeitsbedingungen (Arbeitszeit, urlaubstage, Mitbestimmungsrechte) sind das ergebnis
früherer Arbeitskämpfe. Welches der vorgestellten geschichtlichen Ereignisse ist deiner Meinungen
nach am wichtigsten? Begründe deine Entscheidung kurz.

Wovon hängt es deiner Meinung nach ab, ob sich Arbeitsbedingungen aus Sicht der Beschäftigten
verbessern oder verschlechtern?



Das hatdie

je
für uns
getan !
Gewerks
chaft

wir hoffen, wir konnten helfen.
DGB-Jugend Nord und Dau wat e.V.


